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Bürgern und Betrieben. Damit trägt die Staatliche Versiche­
rung zur finanziellen Sicherung des Lebensniveaus der Bür­
ger und der intensiv erweiterten sozialistischen Reproduktion 
der Betriebe bei.

(2) Die Staatliche Versicherung ist berechtigt, Versiche­
rungsbeziehungen auf Valutabasis einzugehen und Rückver­
sicherungsverträge sowie Vereinbarungen über die Bearbei­
tung und Regulierung von Schadenfällen mit Versicherungs­
einrichtungen anderer Staaten abzuschließen.

(3) Zur Sicherung der effektiven Erfüllung ihrer Aufgaben 
hat die Staatliche Versicherung die Entwicklung der Versi­
cherungsbedürfnisse der Bürger und Betriebe ständig zu ana­
lysieren und auf dieser Grundlage die Versicherungsbezie­
hungen planmäßig weiterzuentwickeln.

(4) Als beratendes Organ für grundsätzliche Fragen der 
Erhöhung der Effektivität der Versicherungsbeziehungen und 
der Versicherungstätigkeit besteht bei der Staatlichen Versi­
cherung ein wissenschaftlicher Beirat. Dieser ^unterstützt die 
Staatliche Versicherung insbesondere bei der Lösung grund­
sätzlicher analytischer und perspektivischer Aufgaben. Er 
unterbreitet Vorschläge für die Koordinierung der For­
schungsaufgaben wissenschaftlicher Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Versicherung.

§ 3
(1) Die Staatliche Versicherung gestaltet die Versicherungs­

beziehungen grundsätzlich als freiwillige Versicherungen auf 
der Grundlage von Versicherungsverträgen. Pflichtversiche­
rungen können nur durch Gesetze oder Verordnungen fest­
gelegt werden. Die Allgemeinen Bedingungen für die freiwil­
ligen Versicherungen und für die Pflichtversicherungen wer­
den durch den Minister der Finanzen als Rechtsvorschriften 
erlassen. Die Bedingungen zu freiwilligen Versicherungen für 
besondere Vorsorgebedürfnisse von Bürgern und Betrieben 
werden von der Staatlichen Versicherung mit ihren Vertrags­
partnern vereinbart.

(2) Die Beitragstarife für die freiwilligen und Pflichtver­
sicherungen werden vom Minister der Finanzen festgelegt.

§4
(1) Die Staatliche Versicherung hat den Bürgern durch viel­

fältige Formen der Sach-, Haftpflicht- und Personenversi­
cherung die Möglichkeit zu geben, ihre Versicherungsbedürf­
nisse in Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Interes­
sen umfassend und rationell zu befriedigen und damit für 
unvorhergesehene Schadenfälle und andere Ereignisse Vor­
sorge zu treffen. Das Prinzip der Freiwilligkeit ist bei der 
Auswahl des geeigneten Versicherungsschutzes für die Bür­
ger zu sichern.

(2) Die Staatliche Versicherung hat zu gewährleisten, daß
— die Bürger über die verschiedenen Formen freiwilliger 

Versicherungen und deren Inhalt sowie die Durchführung 
der Pflichtversicherung informiert und beraten werden,

— die Bürger in allen Versicherungsangelegenheiten vertrau­
ensvoll und sachkundig betreut werden,

— die Bürger die Möglichkeit haben, nach ihrer persönlichen 
Entscheidung die Versicherungsbeiträge in bar oder durch 
Abbuchung an die Staatliche Versicherung zu zahlen,

— beim Eintreten eines Versicherungsfalles die auf der 
Grundlage der Versicherungsbedingungen zu zahlende 
Versicherungsleistung ordnungs- und fristgemäß festge­
stellt und ausgezahlt wird.

(3) Zur unmittelbaren persönlichen Beratung und Betreu­
ung der Bürger sind bei der Staatlichen Versicherung haupt- 
und nebenberufliche Mitarbeiter im Außendienst tätig. Diese 
haben die Aufgabe, die Bürger an ihrem Wohnort in allen 
Versicherungsangelegenheiten zu beraten und zu betreuen, 
für den Abschluß freiwilliger Versicherungen zu werben, Ver­
sicherungsverträge abzuschließen, die Zahlung der Beiträge 
zu sichern, Versicherungsleistungen im Rahmen ihrer Voll­
machten festzustellen und auszuzahlen und auf die Schaden­
verhütung Einfluß zu nehmen.

§5
(1) Die Staatliche Versicherung hat die Versicherungsbe­

ziehungen zu den Betrieben als Bestandteil der Leitung, Pla­
nung und wirtschaftlichen Rechnungsführung so zu gestalten, 
daß diese die Möglichkeit haben, die Planmäßigkeit und Ef­
fektivität ihres Reproduktionsprozesses gegen die finanziel­
len Folgen unvorhersehbarer Schadenfälle zu sichern und die 
Eigenerwirtschaftung der Mittel zu gewährleisten. Damit hat 
die Staatliche Versicherung zur Durchsetzung der ökonomi­
schen Strategie der Partei der Arbeiterklasse,. insbesondere 
zur umfassenden Intensivierung und breiten Anwendung von 
Wissenschaft und Technik sowie zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit und zum Schutz des sozialistischen 
Eigentums beizutragen.

(2) Die Versicherungsbeziehungen werden als Pflichtversi­
cherung durchgeführt, wenn es die gesamtgesellschaftlichen 
Interessen wegen des Umfangs der möglichen Schäden' am 
sozialistischen Eigentum oder des Schutzes der Werktätigen 
erfordern. Die freiwilligen Versicherungen müssen der volks­
wirtschaftlichen Eigenverantwortung der Betriebe für die ef­
fektivste Gestaltung des Prozesses der intensiv erweiterten 
Reproduktion entsprechen und die wirtschaftliche Rechnungs­
führung der Betriebe fördern.

§ 6

(1) Die Staatliche Versicherung wirkt bei der Gestaltung 
und Durchführung der Versicherungsbeziehungen zu den Bür­
gern und den Betrieben aktiv auf die Verhütung von Schäden, 
auf die Durchsetzung von Ordnung und Sicherheit in allen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens sowie auf den Schutz 
von Leben und Gesundheit der Bürger und des sozialistischen 
und persönlichen Eigentums ein. Dazu sind die Versicherungs­
bedingungen so zu gestalten, daß die Bürger und Betriebe an 
der Schadenverhütung moralisch und materiell interessiert 
sind.

(2) Bei der Vorbereitung und Durchführung schadenver­
hütender Maßnahmen, insbesondere in der Öffentlichkeits­
arbeit, bei operativen Kontrollen und beim Abschluß speziel­
ler Vereinbarungen zur Schadenverhütung mit Betrieben, ar­
beitet die Staatliche Versicherung eng mit den Staatsorganen 
und gesellschaftlichen Organisationen zusammen.

§7
(1) Die Staatliche Versicherung hat die Pflicht, bei der Er­

füllung ihrer Aufgaben mit den Bürgern und Betrieben eng 
zusammenzuarbeiten. Das gilt insbesondere für die Gestal­
tung der Versicherungsformen und Versicherungsbedingun­
gen, für die Schaden- und Leistungsbearbeitung, für die 
Durchführung von Maßnahmen der Schadenverhütung sowie 
für die Feststellung und Auswertung der Schadenursachen.

_ (2) Die Staatliche Versicherung ist berechtigt, von Staats­
organen, Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen und Genos­
senschaften sowie von gesellschaftlichen Organisationen un­
abhängig von bestehenden Versicherungsbeziehungen Unter­
stützung bei der Durchführung ihrer Aufgaben, insbesondere 
bei schadenverhütenden Maßnahmen sowie bei der Feststel­
lung der Schadenursachen und des Schadenumfanges, zu ver­
langen.

(3) Bei der Staatlichen Versicherung bestehen Beiräte für
— die Versicherung der Bürger,
— die Versicherung der Staatsorgane und staatlichen Einrich­

tungen,
— die Versicherung der volkseigenen Kombinate und Be­

triebe,
— die Versicherung der sozialistischen Betriebe der Land-, 

Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft.
Sie haben die Aufgabe, über die Wirksamkeit der Versiche­
rungsbeziehungen und Fragen ihrer Weiterentwicklung sowie 
über Maßnahmen zur Schadenverhütung zu beraten, Infor­
mationen über die Versicherungstätigkeit entgegenzunehmen 
und Vorschläge zu ihrer weiteren Qualifizierung zu unterbrei­
ten.


